
Bundessozialgericht

% BJ 170/82 Beschluß

in dem Rechtsstreit

C.................Il000000........olcolounoooolo...-..,

Kläger, Antragsteller
und Beschwerdeführer,

Prozeßhev011mäChtigter=
........DOOOOOOCOQOIOIOOoQOOOQI

g e g e n

00.00.0000...oo......00000.000.000.......oo'ooooocoooo,

Beklagte, Antragsgegnerin
und Beschwerdegegnerin.

Der 5b Senat des Bundessozialgerichts hat am 8. September

1982

beschlossen:

1. Der Antrag des Klägers, ihm für das Beschwerdeverfahren

vor dem Bundessozialgericht Prozeßkostenhilfe zu gewäh-

ren und einen Rechtsanwalt als Prozeßbevollmächtigten

beizuordnen, wird abgelehnt.

2. Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der

Revision im Urteil des Landessozialgerichts Baden-

Württemberg vom 26. April 1982 wird zurückgewiesen.

3. Die Beteiligten haben einander außergerichtliche Kosten

nicht zu erstatten.
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G r ü n d e :

Es kann dahingestellt bleiben, ob der Antrag des Klägers auf

Prozeßkostenhilfe und Beiordnung eines Rechtsanwalts schon des-

halb abgelehnt werden muß, weil der Kläger seinem Antrag nicht

die nach S 73a des Sozialgerichthesetzes (SGG) iVm 5 117 der

Zivilprozeßordnung (ZPO) vorgeschriebene förmliche Erklärung über

die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse beigefügt hat

(vgl hierzu BSG SozR 1750 5 117 Nrn 1 und 2). Nach S 73a SGG iVm

5 114 ZPO kann einem Beteiligten für das Verfahren vor dem

Bundessozialgericht (BSG) nur dann Prozeßkostenhilfe bewilligt

und ein Rechtsanwalt als.Prozeßbevollmächtigter beigeordnet

werden,
wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende

Aussicht auf Erfolg bietet. Diese Voraussetzung liegt nicht vor,

wie noch darzulegen sein wird.

Die vom Kläger beantragte Bestellung eines besonderen Vertreters

nach S 72 SGG für das Beschwerdeverfahren vor dem BSG kommt schon

deshalb nicht in Betracht, weil die Bestellung des besonderen

Vertreters durch das Berufungsgericht nicht aufgehoben worden ist

und daher fortwirkt. Die Bestellung eines besonderen Vertreters

nach s 72 SGG ist zwar ihrem Wesen nach auf den vorliegenden

Rechtsstreit beschränkt. Weder das Gesetz noch der Bestellungs-

beschluß begrenzen sie aber auf eine bestimmte Instanz dieses

Rechtsstreits (vgl Meyer—Ladewig, Komm zum SGG, 2. Aufl. RdNr 4

zu s 72). Soweit dieser Antrag auf Bestellung eines besonderen

Vertreters darauf abzielt, die Kosten für diesen Vertreter auf

die Staatskasse zu übernehmen, kann ihm nicht entsprochen werden,
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weil die Kosten für den besonderen Vertreter außergerichtliche

Kosten des Beteiligten sind. Das ergab sich bis um Inkrafttreten

des Gesetzes über die Prozeßkostenhilfe aus der ausdrücklichen

Regelung des S 72 Abs 4 SGG. Diese Vorschrift ist zwar ebenso wie

der s 72 Abs 5 SGG‚ der die Bewilligung des Armenrechts für die

Kosten des besonderen Vertreters vorsah, durch das Gesetz über

die Prozeßkostenhilfe aufgehoben worden. Dadurch hat sich jedoch

an der Rechtslage nur insofern etwas geändert, als an die Stelle

des Armenrechts die Prozeßkostenhilfe nach 5 73a SGG iVm den

SS 114 ff ZPO getreten ist. In der Begründung zum Entwurf eines

Gesetzes über die Prozeßkostenhilfe (BT-Drucks 8/3068) ist zu

Art 4 auf S 39 wörtlich folgendes ausgeführt: “Da einem Betei-

ligten bei Vorliegen der V0raussetzungen des neuen 5 73a Prozeß—

kostenhilfe auch hinsichtlich der Kosten eines besonderen Ver-

treters is des 5 72 SGG zu bewilligen ist, wird die Regelung des

5 72 Abs 5 sec, die in 5 73aaufgeht, überflüssigi' Für die
Kosten des besonderen Vertreters nach $ 72 SGG kann einem Betei-

ligten Prozeßkostenhilfe jedoch ebenfalls nach 5 73a SGG ivn

; 114 ZPO nur dann bewilligt werden, wenn die beabsichtigte

Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Das

trifft jedoch nicht zu, denn die zulässige Beschwerde des Klägers

rechtfertigt die begehrte Zulassung der Revision nicht.

Die Rechtssache hat keine grundsätzliche Bedeutung iS des s 160

Abs 2 Nr 1 SGG, denn es ist nicht über zweifelhafte Rechtsfragen

zu entscheiden, die im Interesse der Allgemeinheit der höchst—

richterlichen Klärung bedürfen. Die vom Kläger bezeichneten

Rechtsfragen - Anwendbarkeit des deutschen Rechts auf die Wirk—
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samkeit der Beitragserstattung und Beweislast für die Frage der

Gechäftsunfähigkeit - bedürfen der höchst:ichterliehen Klärung

deshalb nicht, weil sie nicht zweifelhaft sind..Für die Frage

der Beweislast kommt noch hinzu, daß sie deshalb nicht entschei-

dungserheblich ist, weil das Berufungsgericht nicht von der Be-

weislosigkeit der Geschäftsunfähigkeit. sondern vom Vorliegen der

Geschäftsfähigkeit ausgegangen ist.

Das Berufungsurteil beruht auch nicht 18 des S 160 Abs 2 Nr 3 SGG

auf der vom Kläger gerügten Verletzung der Antsermittlungspflicht

nach S 103 SGG. Angesichts des
vorli.éendgn

Beweigmaterials

brauchte das Landessozialgericht (LSG) sich nicht gedrängt zu

fühlen, über die behauptete Geisteskrankheit des Klägers weitere

Beweise zu erheben und insbesondere dem Beweisantrag des Klägers

stattzugeben. Liegt danach schon eine Verletzung der Amtsermitt-

lungspflicht nicht vor, so ist es ohne Bedeutung, daß das Beru-

fungsurteil in den Entscheidungsgründen nicht näher auf den Be-

weisantrag des Klägers eingegangen ist. Die Beweiswürdigung des

LSG kann nach 5 160 Abs 2 Nr 3 SGG im Beschwerdeverfahren nicht

nachgeprüft werden und muß daher als richtig hingenommen werden.

Die Beschwerde des Klägers ist danach unbegründet und mußte durch

Beschluß zurückgewiesen werden.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Kostenentscheidung beruht auf der entcprechcndon Anwendung

des S 193 SGG.
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